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ÜBERSICHT – INHALT: Klimakrise – Versorgungssicherheit – Energiewende. Kurs 22-010. Collegium60plus 

Kurs 1: Überblick zum Thema:  Klimakrise – Versorgungssicherheit – Energiewende: Auswirkungen Klimakrise, Pariser Abkommen, Schweiz 
Treibhausgasemissionen 43 Mio. Tonnen CO2eq/a, Klimaziele Schweiz, Entwicklung Energieverbrauch Schweiz, Versorgungssicherheit im Winter. 
Meccano der Energiewende. Risikodialog.  

Kurs 2: Gebäude - Quartiere – Siedlungen: Fakten CH-Gebäudepark: Bestand, Wachstum, Wertschöpfung, Energieverbrauch, CO2-Emissionen. 
Heizungsersatz. Effizienz-, Produktions-Potentiale. Leitbilder: Energie-Hub, Plusenergie-Gebäude-Areale, MuKEn, GEAK, Minergie, SNBS,. Konkretes 
Nutzerverhalten. Graue Energie, Digitalisierung. Wirtschaftlichkeit von Energiemassnahmen: EnergetischWirtschaftlichInvestieren - EnWI. Vorgehen, 
Erfolge für einen CO2-freien CH-Gebäudepark. Fazit: Leitbild Energie-Hub, Plusenergie-Gebäude- Areale definieren, umsetzen. 

Kurs 3: Mobilität, Flugverkehr: Verkehrsperspektiven Bund 2021 als zentrale Grundlage. Entwicklung der Mobilität. Externe Kosten Mobilität. 
Ausbau Verkehrsinfrastrukturen vs. «Intelligente Mobilität». Zielsetzungen, Massnahmen für eine CO-freie,- nachhaltige Mobilität. 

Kurs 4: Wirtschaft/Internationale Entwicklungen, Politik. 4.1: Fakten CH-Wirtschaft-Klima. Potentiale Energie-, CO2-Minderungen. Stand der 
Umsetzung. Massnahmen EnAW, Act. F&E im Bereich Energie/Klima. Rolle Wasserstoff/Methan. Innovationspolitik. Good Practice LeaderFirmen. 
4.2 Internationale Perspektiven. Stand Umsetzung Pariser Abkommen: Prävention, Anpassungen. Finanzierungen, Ausgleichsfonds.   

Kurs 5: Zubau Erneuerbare Energien: Stand CH-Energieversorgung, Energieperspektiven, Potentiale Sonne, Wind, Wasserkraft, Biomasse, 
Geothermie, Stand Ausbau, Entwicklungsdynamik. Rolle, Zukunft AKW in der Schweiz? Förderung: Förderansätze, Fördermittel. Konflikte. 

Weitere Themen: In Kursen 1-5 einbeziehen, soweit möglich streifen.

«Kurs 6»: Energiepolitik Bund, Kanton Bern, Stadt Bern: Stand CO2-Gesetz: Wirkungen, Revision? Sofortmassnahmen Zubau Alpine Solar- und 
Windanlagen, Energie-Stromversorgungsgesetz (Mantelerlass). Gletscherinitiative/Klimagesetz. Weitere Initiativen im Bereich Nachhaltigkeit, 
Klima, Energie. 

«Kurs 7»: Landwirtschaft: Behandlung offen.
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Trends: Dekarbonisierung - Weltweiter Megatrend  
Basiserfindungen, F&E                   Innovationen, Best Practice, Diffusionen:

Energieeffizienz: Wärmepumpen, eMobilität, effiziente Gebäude, Motoren, Prozesse, LED etc.

Erneuerbare Energien: Solar-, Windenergie, Wasserkraft, Biomasse, Wasserstoff, Synfuel etc.

Treibhausgasarme Produktion, z.B. Landwirtschaft 

Ausbreitung klimagerechte Produktion: Zentrale Treiber

Preise, Kosten: Relative Preise zugunsten

Energieeffizienz rechnet sich

Neue erneuerbare Energien werden kostengünstiger

(Funktionierende) Märkte, Wettbewerb

Aber…..Marktdefizite verhindern «Selbstläufer»:

Externe Effekte, externe Kosten gehören internalisiert: 

Klimaschäden, Lärm, Gesundheit, Staus 

Subventionen: ca. 500 Mrd./a weltweit für fossile Energien. CH mehr wie 2 Mrd./CHF

Monopole, Kartelle, Absprachen, Regulatorische Hemmnisse

Transaktionskosten: 

Unvollständige Informationen, mangelnde Voraussicht, Vollkosten vs. Jahreskosten  3



Trend: Dekarbonisierung weltweiter Megatrend: 
Wachstum erneuerbare Energien – Rückgang nicht erneuerbare Energien
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Trend: Durchschnittliche Produktionskosten 
Strom, Wind, AKW, Kohle, Erdgas in USA  
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Trend: Weltweite Stromproduktion aus fossilen 
Energien, Atom, Wasserkraft, Biomasse, Wind, Solar 

6



Trends: 
eMobile wachsen
35%
China
übernimmt 
führende Rolle.
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Exkurs 5. April 2023

On March 1, 2023, Tesla presented Master Plan Part 3 – a proposed path to reach a sustainable global energy 
economy through end-use electrification and sustainable electricity generation and storage. This paper outlines 
the assumptions, sources and calculations behind that proposal. Input and conversation are welcome. The 
analysis has three main components:

This paper finds a sustainable energy economy is technically feasible and requires less investment and less material 
extraction than continuing today’s unsustainable energy economy. While many prior studies have come to a similar 
conclusion, this study seeks to push the thinking forward related to material intensity, manufacturing capacity, and 
manufacturing investment required for a transition across all energy sectors worldwide.
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Exkurs: IEA. Die Rolle kritischer Mineralien bei der Energiewende. Teil des World Energy Outlook

Einnahmen aus der Produktion von Kohle und ausgewählten 
Energiewendemineralien im Szenario für nachhaltige Entwicklung, 
2020-2040

Die heutigen Angebots- und Investitionspläne sind auf 
eine Welt mit schrittweisen, unzureichenden 
Massnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels 
ausgerichtet (STEPS-Zielpfad). Sie sind nicht bereit, eine 
beschleunigte Energiewende zu unterstützen. Obwohl 
es eine Vielzahl von Projekten in unterschiedlichen 
Entwicklungsstadien gibt, gibt es viele Schwachstellen, 
die die Möglichkeit einer Marktenge und einer 
größeren Preisvolatilität erhöhen können:

• Hohe geografische Konzentration der Produktion: Die Produktion vieler Mineralien der Energiewende ist konzentrierter 
als die von Erdöl oder Erdgas. Bei Lithium, Kobalt und Seltenen Erden kontrollieren die drei größten Förderländer der Welt 
weit über drei Viertel der weltweiten Produktion. In einigen Fällen ist ein einziges Land für rund die Hälfte der weltweiten 
Produktion verantwortlich. Die Demokratische Republik Kongo (DRK) und die Volksrepublik China (China) waren 70 für rund 
60 % bzw. 2019 % der weltweiten Produktion von Kobalt und Seltenen Erden verantwortlich. Noch höher ist der 
Konzentrationsgrad bei den Verarbeitungsbetrieben, wo China flächendeckend stark vertreten ist. Chinas Anteil an der 
Raffination liegt bei etwa 35 % für Nickel, 50-70 % für Lithium und Kobalt und fast 90 % für Seltene Erden. Chinesische 
Unternehmen haben auch erhebliche Investitionen in ausländische Vermögenswerte in Australien, Chile, der 
Demokratischen Republik Kongo und Indonesien getätigt. Ein hohes Maß an Konzentration, das durch komplexe 
Lieferketten noch verstärkt wird, erhöht die Risiken, die sich aus physischen Störungen, Handelsbeschränkungen oder 
anderen Entwicklungen in wichtigen Erzeugerländern ergeben könnten.

• Lange Vorlaufzeiten für die Projektentwicklung: Unsere Analyse deutet darauf hin, dass es im Durchschnitt 16,5 Jahre 
gedauert hat, um Bergbauprojekte von der Entdeckung zur ersten Produktion zu bringen. Diese langen Vorlaufzeiten 
werfen die Frage auf, ob das Angebot in der Lage ist, die Produktion zu steigern, wenn die Nachfrage schnell anziehen 
würde. Wenn Unternehmen warten, bis Defizite entstehen, bevor sie sich zu neuen Projekten verpflichten, könnte dies zu 
einer längeren Phase der Marktanspannung und Preisvolatilität führen.

• Sinkende Ressourcenqualität: Die Sorge um die Ressourcen bezieht sich eher auf Qualität als auf Quantität. In den letzten 
Jahren ist die Erzqualität bei einer Reihe von Rohstoffen weiter gesunken. So ist beispielsweise der durchschnittliche 
Kupfererzgehalt in Chile in den letzten 30 Jahren um 15 % zurückgegangen. Die Gewinnung des Metallgehalts aus 
minderwertigen Erzen erfordert mehr Energie und übt einen Aufwärtsdruck auf die Produktionskosten, die 
Treibhausgasemissionen und das Abfallvolumen aus.

• Zunehmende Überprüfung der ökologischen und sozialen Leistung: Die Produktion und Verarbeitung von Bodenschätzen 
wirft eine Vielzahl von ökologischen und sozialen Problemen auf, die, wenn sie schlecht gehandhabt werden, den lokalen 
Gemeinschaften schaden und die Versorgung stören können. Verbraucher und Investoren fordern von Unternehmen 
zunehmend, Mineralien zu beziehen, die nachhaltig und verantwortungsvoll produziert werden. Ohne Anstrengungen zur 
Verbesserung der ökologischen und sozialen Leistung kann es für die Verbraucher schwierig sein, Mineralien mit schlechter 
Leistung auszuschließen, da möglicherweise nicht genügend Mengen an Hochleistungsmineralien vorhanden sind, um die 
Nachfrage zu decken.

• Höhere Exposition gegenüber Klimarisiken: Bergbauanlagen sind wachsenden Klimarisiken ausgesetzt. Kupfer und Lithium 
sind aufgrund ihres hohen Wasserbedarfs besonders anfällig für Wasserstress. Über 50 % der heutigen Lithium- und 
Kupferproduktion konzentriert sich auf Gebiete mit hohem Wasserstress. Mehrere große Produktionsregionen wie 
Australien, China und Afrika sind ebenfalls extremer Hitze oder Überschwemmungen ausgesetzt, die eine größere 
Herausforderung bei der Gewährleistung einer zuverlässigen und nachhaltigen Versorgung darstellen.

• Diese Risiken für die Zuverlässigkeit, Erschwinglichkeit und Nachhaltigkeit der Mineralienversorgung sind überschaubar, 
aber sie sind real. Wie politische Entscheidungsträger und Unternehmen darauf reagieren, wird darüber entscheiden, ob 
kritische Mineralien ein wichtiger Faktor für den Übergang zu sauberer Energie oder ein Engpass in diesem Prozess sind.
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Politik: International

Klimapolitik erfordert alle, zentralen Emittenten. China 1/3: 

Klimaclub der Willigen

Entwicklungspolitik mit Klimapolitik koppeln

Erdölexportierende Länder umstellen auf Erneuerbare Energien, Wasserstoff, Synfuel.

USA: Programm 700 Mrd. $

EU/Green NewDeal

Schweiz als Kleiner Player?

Internationale Solidarität

Rolle Exportwirtschaft, Finanzplatz  

Vorreiter? 

Win-win-Effekte mit Klima/Arbeitsplätzen/Exportchancen 
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Internationale Klimapolitik: 1992 Erdgipfel in Rio. Erster Durchbruch. 

1992 Erdgipfel von Rio Klimakonvention – Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen 
über Klimaänderungen (UNFCCC) – verabschiedet. 1994 in Kraft.

• Bedeutung Klimawandel, Einfluss menschenverursachte Treibhausgasemissionen offiziell 
anerkannt. 

• Treibhausgaskonzentrationen in Atmosphäre auf einem Niveau zu stabilisieren, auf welchem 
eine gefährliche Störung des Klimasystems verhindert

• Unterschiedliche Verantwortlichkeiten der Industrie- und der Entwicklungsländer Rechnung: 
Die Staaten sollen sich «an einem wirksamen und angemessenen internationalen Handeln 
entsprechend ihren gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten, ihren 
jeweiligen Fähigkeiten sowie ihrer sozialen und wirtschaftlichen Lage» beteiligen. 

• Die Konvention fordert die Regierungen auf, Strategien zur Emissionsreduktion und 
Anpassung an den Klimawandel umzusetzen, wobei die Industrieländer die Schwellen- und 
Entwicklungsländer finanziell und technologisch unterstützen. 

• Die Industrieländer verpflichten sich zur Emissionssenkung sowie zur Unterstützung der 
Entwicklungsländer bei ihren Anstrengungen zur Reduktion von Treibhausgasen sowie der 
Anpassung an den Klimawandel, z.B. durch die Finanzierung von Projekten im Rahmen des 
Globalen Umweltfonds (GEF). Die UNFCCC ist heute von 195 Staaten und der Europäischen 
Union ratifiziert worden und hat universelle Gültigkeit.
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2015: COP21, Paris.

• 195 Länder. Jahrelange, schwierige Verhandlungen:

• Alle Staaten rechtlich bindendes Abkommen

• Globalen Anstieg der Temperaturen auf klar weniger als 2 Grad zu 
begrenzen.

Schweiz sehr engagiert, erfreut über Ausgang

Staaten müssen sich nun auf detaillierte Regeln für die Umsetzung 
dieses Übereinkommens einigen.
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Exkurs: 2015, COP21, Paris. „Details“. Quelle: BAFU.
• „Das Übereinkommen von Paris ist ein rechtlich verbindliches Instrument unter dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (Klimakonvention, UNFCCC). Es enthält 

Elemente zur sukzessiven Reduktion der globalen Treibhausgasemissionen und basiert erstmals auf gemeinsamen Grundsätzen für alle Staaten:

• Das Übereinkommen von Paris hat zum Ziel, die durchschnittliche globale Erwärmung im Vergleich zur vorindustriellen Zeit auf deutlich unter 2 Grad Celsius zu begrenzen, wobei ein maximaler 
Temperaturanstieg von 1,5 Grad Celsius angestrebt wird. Ebenfalls Ziel ist eine Ausrichtung von staatlichen und privaten Finanzflüssen auf eine treibhausgasarme Entwicklung sowie eine Verbesserung der 
Anpassungsfähigkeit an ein verändertes Klima.

• Das Übereinkommen verpflichtet alle Staaten in rechtlich verbindlicher Weise, auf internationaler Ebene alle fünf Jahre ein national festgelegtes Reduktionsziel (Nationally Determined Contribution, NDC) 
einzureichen und zu erläutern. Die Zielerreichung bleibt lediglich politisch verbindlich. Die Umsetzung nationaler Massnahmen sowie die Berichterstattung über die Zielerreichung und deren 
internationale Überprüfung sind aber rechtlich verbindlich.

• Das Übereinkommen legt zudem erste Regeln für die Festlegung der Reduktionsziele fest. Die Reduktionsziele aller Staaten müssen klar und verständlich sein und sollen eine Quantifizierung zulassen. 
Zudem soll das nachfolgende Reduktionsziel jedes Staates über das vorangehende hinausgehen und jeweils die höchst mögliche Ambition widerspiegeln.

• Staaten, die bereits ein Reduktionsziel bis 2030 angekündigt haben können dieses Ziel für den Zeitraum 2025 bis 2030 bestätigen, ohne die Reduktions-leistung zu erhöhen

• Das regelbasierte Fundament des Übereinkommens soll über die nächsten Jahre weiter ausgebaut werden. Neu verabschiedete Regeln werden aber jeweils erst für nachfolgende Reduktionsziele bindend 
sein.

• Ausländische Emissionsreduktionen sind zur Zielerreichung unter dem Übereinkommen zugelassen, soweit sie umweltinteger sind, zur nachhaltigen Entwicklung beitragen und keine Doppelanrechnungen 
vorkommen. Dabei lässt das Übereinkommen von Paris (Artikel 6) zwei Arten von ausländischen Emissionsminderungen (internationally transferred mitigation outcomes, ITMOS) zu: aus einem 
Mechanismus unter dem Übereinkommen von Paris und solche aus bilateralen oder plurilateralen Vereinbarungen.

• Das Übereinkommen beendet die bisher bestehende strikte Trennung zwischen Industrie- und Entwicklungsländern weitestgehend. Den ärmsten Ländern wird in der Umsetzung eigenes Ermessen 
zugestanden. Zudem sind die Industriestaaten angehalten, nicht aber verpflichtet, ihre Vorreiterrolle wahrzunehmen, indem sie sich auch weiterhin absolute gesamtwirtschaftliche Ziele setzen. 
Entwicklungsländer sind im Gegenzug angehalten, nach und nach ebenfalls gesamtwirtschaftliche Ziele zu verfolgen. Die Differenzierung zwischen den Staaten ist dynamisch ausgestaltet, indem die 
Reduktionsziele national festgelegt werden und jeweils die höchst mögliche Ambition eines Staates reflektieren sollen. Somit wird das Reduktionziel jedes Staates jeweils an seiner sich ändernden 
Klimaverantwortung und Kapazität gemessen werden.
Zur Anpassung an den Klimawandel sollen alle Staaten Adaptationspläne und -massnahmen erarbeiten, einreichen und regelmässig aufdatieren. Zeitpunkt und Form der internationalen Bekanntgabe kann 
national festgelegt werden. Die Länder sind zudem aufgefordert, regelmässig über ihre Anpassungsmassnahmen Bericht zu erstatten. Das Übereinkommen stärkt die bestehenden Mechanismen zur 
Vermeidung und Minderung von Verlusten und Schäden (Loss & Damage), wobei Haftung und Kompensation explizit ausgenommen wurde.
In Bezug auf die Klimafinanzierung schreibt das Übereinkommen von Paris keine neuen Verpflichtungen fest. Die Industrieländer sind weiterhin rechtlich verpflichtet, Entwicklungsländer bei deren 
Emissionsreduktions- und Anpassungsmassnahmen zu unterstützen. Erstmals sind auch Nicht-Industrieländer eingeladen, Entwicklungsländer zu unterstützen und klimafreundliche Investitionen zu 
fördern. Somit wurde im Bereich der Klimafinanzierung die Zweiteilung des internationalen Klimaregimes in Industrie- und Entwicklungsländer zwar nicht aufgehoben, aber deutlich aufgebrochen. Die 
Mobilisierung von Investitionen aus öffentlichen sowie aus privaten Quellen ist neu Aufgabe aller. Die Industrieländer sollen aber weiterhin eine Vorreiterrolle einnehmen. Das gemeinsame Ziel der 
Industrieländer, ab 2020 jährlich USD 100 Milliarden an öffentlichen und privaten Finanzmitteln zu mobilisieren, wurde bis 2025 bestätigt und für die Zeit nach 2025 ein neues, vergleichbares Ziel in 
Aussicht gestellt. Entsprechend sind die Industrieländer verpflichtet, weiterhin alle zwei Jahre über die mobilisierten Mittel Bericht zu erstatten und wenn möglich neu auch indikative quantitative und 
qualitative Informationen über die vorgesehenen Mittel der nächsten Jahre zu informieren. Die Regeln für diese Berichterstattung sollen weiter vertieft werden. Die Entwicklungsländer sind angehalten, 
analog alle zwei Jahre nicht nur über benötigte und erhaltene, sondern auch über ihrerseits mobilisierte, klimafreundliche Investitionen und internationale Klimafinanzierung Bericht zu erstatten.

• Das Übereinkommen sieht vor, dass für das Inkrafttreten des Übereinkommens die Ratifikation durch 55 Staaten, welche 55 Prozent der globalen Emissionen verursachen, erforderlich ist. Dieses Quorum 
wurde bereits am 5. Oktober 2016 erreicht, womit im November 2016 in Marrakesch die erste Vertragsparteienkonferenz des Übereinkommens von Paris (CMA) stattgefunden hat. Die Schweiz hat das 
Übereinkommen von Paris am 6. Oktober 2017 ratifiziert. Sie ist damit ein Reduktionsziel von minus 50 Prozent bis 2030 gegenüber 1990 eingegangen, unter teilweiser Verwendung von ausländischen 
Emissionsminderungen. Bis 2050 hat die Schweiz zudem ein indikatives Gesamtreduktionsziel von minus 70 bis 85 Prozent gegenüber 1990 unter teilweiser Verwendung von ausländischen 
Emissionsreduktionen angekündigt.“
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Haltung Schweiz Übereinkommen Paris. 
Quelle: BAFU. 
• „Die Schweiz ist gut aufgestellt, um das Übereinkommen von Paris umzusetzen.

• Die Reduktionsverpflichtungen gemäss Übereinkommen von Paris werden in der nationalen 
Klimagesetzgebung umgesetzt.

• Zur Anpassung an den Klimawandel setzt die Schweiz das Übereinkommen von Paris grösstenteils bereits 
um. Gestützt auf die bestehende CO2-Gesetzgebung hat der Bundesrat in zwei Teilen eine 
Adaptationsstrategie für die Schweiz gutgeheissen. Wann und in welcher Form über die ergriffenen 
Massnahmen international Bericht erstattet werden soll, ist noch offen.

• In Bezug auf die Klimafinanzierung wird die Schweiz die von ihr insgesamt mobilisierten Mittel aus 
öffentlichen und privaten Quellen wie geplant weiter erhöhen müssen, um einen angemessenen Beitrag an 
die USD 100 Milliarden ab 2020 pro Jahr zu leisten. Die öffentlichen Mittel sind hauptsächlich im 
Rahmenkredit 2017-2020 für die Internationale Zusammenarbeit (IZA) der Schweiz eingestellt und werden 
zu einem kleineren Teil im Rahmenkredit für die Globale Umwelt 2018-2022 beantragt. Für eine verstärkte 
gezielte Mobilisierung von privaten Mitteln für Klimaschutzaktivitäten in Entwicklungsländern erarbeitet die 
Schweiz zur Zeit ein entsprechendes Konzept.“
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2022, COP27 in Sharm al-Sheikh, Ägypten. 
Quelle: BAFU

„Die Staaten haben sich auf ein Arbeitsprogramm für den Klimaschutz 
bis 2026 geeinigt, dank dem vor allem gute Praktiken für die 
Emissionsverminderung untereinander ausgetauscht werden können. 

Die Staaten haben auch einen neuen Fonds für die verletzlichsten 
Länder beschlossen, um sie im Umgang mit Schäden durch den 
Klimawandel zu unterstützen. 

Die Schweiz begrüsst die zusätzliche Hilfe grundsätzlich. Zentrale 
Fragen rund um den Fonds müssen aber noch geklärt werden.
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Wie funktioniert eine Klimakonferenz?
(COP = Conference of the Parties)
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Ölförderung trägt in 15 Länder mehr als 20% zum Staatshaushalt bei!

19
Oil’s share of central government revenue versus per-capita GDP (PPP), selected countries, 2016 (or nearest year for which data available). Source: Greg Muttitt and Sivan Kartha, “Equity, climate justice and 
fossil fuel extraction: principles for a managed phase out,” Climate Policy, May 2020.
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Fazit: WWF-Bilanz Klimakonferenz 2022: Ein Minimalkonsens, mehr nicht.

Klimaschadensfonds beschlossen: Lichtblick aber vage in Ausgestaltung
Schweizer Beitrag zur Klimafinanzierung nur minimal erhöht – und noch 

abhängig von Ständerat
Sonst enttäuschende Klimakonferenz.

Resultate ungenügend – und trotzdem ein (kleiner) Lichtblick
«Es ist erstaunlich, dass angesichts der schwierigen geopolitischen Situation und der 
wenig ambitionierten Präsidentschaft überhaupt kleine Schritte in die richtige Richtung 
erreicht wurden», sagt Patrick Hofstetter, Klimaschutzexperte beim WWF, der als 
Vertreter der Umweltverbände Teil der Schweizer Delegation in Ägypten war….
….Konferenz wichtiger Treffpunkt: Anbieter von Innovationen im Bereich Klimaschutz, 
Projektentwickler und Finanzierer kommen zusammen, inspirieren sich gegenseitig und 
unterzeichnen oft auch konkrete Umsetzungsprojekte. Das gibt Hoffnung. Denn es ist 
die Realwirtschaft, die mitziehen muss, um den Verbrauch fossiler Energieträger so 
schnell wie möglich beenden zu können.“
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„Was (nicht) beschlossen wurde

• Klimaschadensfonds
Unabwendbare Schäden und Verluste sind als Folge der Erderhitzung bereits Realität. …Der erhoffte 
Klimaschadensfonds – eines der grossen Ziele der Konferenz – wurde nun zwar grob umrissen, bleibt in der 
Ausgestaltung aber noch vage. 

• Programm zur Emissionsminderung
Programm beschlossen, das bis 2030 die verbleibende Lücke zwischen nötigen und tatsächlich umgesetzten 
Emissionsreduktionen schliessen soll. Dieses soll dabei helfen, die Welt zurück auf einen Pfad zu bringen, der die 
schlimmsten Klimaschäden verhindert und die weltweite Erwärmung auf 1.5 Grad beschränkt.

• Fossile Energien
Bekenntnis im Vorjahr, Subventionen für fossile Energien beenden, Kohleverbrauch reduzieren. 

• Prozesse statt Entscheidungen
Im Bereich der Anpassungsmassnahmen, den Anpassungszielen und auch der Klimafinanzierung wurde 
prozedurale Schritte beschlossen, welche wie geplant nächstes oder übernächstes Jahr umgesetzt werden sollen.

• Was heisst das für die Schweiz?
• Klimagesetz am 18. Juni Ja.
• Mantelerlass, CO2-Gesetz Ja.
• Internationale Klimafinanzierung Taten statt Worten, Zahlungen verdoppeln, um einen fairen Anteil zu tragen.

Fazit: Grosse Potentiale. Kostengünstiges Energie-Klimasystem möglich. Blockierte Politik. 
Zentrale private Initiativen.
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